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Schwangerschaftsabbruch

und institutionelle Fami]ienplanung

Familienplanung als der Versuch, mit geeigneten

Mitteln die Zahl der eigenen Kinder und den

Zeitpunkt ihrer Geburt wirkungsvoll zu bestimmen,

ist heute auf breiter Basis gesellschaftlich akzeptiert.

Die Aufnahme von Familienplanung in den Katalog

der grundlegenden Menschenrechte — etwa in Form

der UN-Charta der Menschenrechte —— findet auch

international weitgehende Zustimmung. Damit wird

zugleich ein wichtiger Akzent gesetzt: Familienpla-

nung als ein Konzept der Selbstbestimmung und

Selbstverwirklichung unterliegt der freien

verantwortlichen Entscheidung des Einzelnen, des

einzelnen Paares; sie ist gegebenenfalls gegenüber

fremden Ansprüchen — meist bevölkerungspolitischer

Natur — zu behaupten und durchzusetzen. Da der

Einzelne seine Rechte im politischen Raum nur

zusammen mit anderen verteidigen kann, haben

Organisationen der Familienplanung eine

gesellschaftspolitische Grundlage.

Die Verteidigung eines Menschenrechts kann nun

nicht in abstrakter Weise die Aufgaben von

Familienplanungsorganisationen definieren. Das

Konzept institutioneller Familienplanungsarbeit ist

vielmehr angesichts sich ändernder gesellschaftlicher

Bedingungen jeweils neu zu artikulieren. Je konkreter

dies geschieht, umso wirkungsvoller kann eine solche

Organisation ihre Anwaltsfunktion wahrnehmen. Die

Situation nach der Änderung der strafgesetzlichen

Regelung der Abruptio in der Bundesrepublik

Deutschland gibt hierzu einen wichtigen Anlaß.

Organisierte, institutionelle Familienplanungsarbeit

zählt einerseits die Abruptio nicht zu den Methoden

der Wahl für eine familienplanerische Intervention,

sondern es werden Mittel und Methoden bevorzugt,

die präventiv wirken und damit rechtlich, moralisch,

psychisch und medizinisch weniger problematisch

sind. Andererseits hat der Schwangerschaftsabbruch

objektiv auch eine familienplanerische Wirkung,

wenn er auch in jedem einzelnen Fall die Frage zu

stellen nötigt, warum präventive Maßnahmen der

Schwangerschaftsregelung nicht rechtzeitig und

wirkungsvoll angewandt wurden.

Der Schwangerschaftsabbruch‚ strafrechtlich geregelt

(wenn auch nach überwiegendern Urteil auf

unzureichende Weise) und hunderttausendfach

durchgeführt (wenn auch statistisch nur zum Teil

erfaßt) ist ein gesellschaftliches Faktum und

unabwendbar Gegenstand der Familienplanungsar-

beit. Diese folgt der Maxime verantwortlicher

Selbstbestimmung; folglich muß auch die Abruptio-

situation unter dieser Maxime geprüft werden.

Durch geltendes Recht ist die Selbstbestimmung

insofern eingeschränkt, als sie unter Bedingungen

gestellt ist (»Indikationenlösung«). Dabei ist es im

wesentlichen nur die Bedingung der »schwerwiegen-

den Notlage«‚ deren Feststellung mit dem Grundsatz

der Selbstbestimmung in Konflikt geraten kann. Ob

eine »schwerwiegende Notlage« vorliegt, die eine

Abruptio begründen kann, kann letzten Endes die

betroffene Frau immer nur selbst feststellen. Beurteilt

eine Frau nach vorgeschriebener Beratung und

innerhalb der vorgeschriebenen Fristen ihre Situation

als eine schwerwiegende Notlage, so kann die

Indikationsstellung durch einen Arzt nur darin

bestehen, diesen Umstand zu konstatieren. Und man

sollte einem Arzt oder einer Beratungsstelle nicht

unterstellen, auf Grund höherer Einsichten von sich

aus feststellen zu können, ob eine Notlage

ausreichend schwerwiegend ist oder nicht. Dem

sollten auch die entsprechenden Formulierungen

Rechnung tragen. Der Vorwurf, hierdurch die vom

' Bundesverfassungsgericht verworfene »Fristenlösung«

wieder einführen zu wollen, verfängt nicht. Denn der

Gesetzgeber hat das Prinzip der Selbstbestimmung

dadurch bestätigt, daß er die »Schwerwiegende

Notlage« nicht inhaltlich bestimmt hat. Dieses in

Form eines explizit oder implizit angewandten

Kriterienkatalogs dennoch zu tun, widerspricht

sowohl der Rechtslage als auch jeder praktischen

Erfahrung. Geht man von der allseits bestätigten

Tatsache aus, daß ein entschiedener Entschluß eine

Schwangerschaft abzubrechen, auch ausgeführt wird,

so ist mit einer Erschwerung der Indikationsstellung

und der Durchführung des Schwangerschaftsab-

bruchs nichts »gewonnen«‚ sondern es wird nur

schwerer Schaden gestiftet.

Schwächung des Vertrauens in die Rechtsordnung,

Verdacht der Willkürärztlichen Verhaltens, Kränkung

der Menschenwürde — das sind Verletzungen von

Prinzipien, die nicht leichtfertig hingenommen

werden können. Die Art und Weise der Anwendung

strafrechtlicher Bestimmungen unterliegt daher

der besonderen Verantwortung aller Beteiligten. Was

die Ärzte und ihre Mitarbeiter angeht, so soll ihr

Recht, sich dem Gewissen folgend auch gegen eine

Beteiligung am Schwangerschaftsabbruch ausspre-

chen zu können, nicht in Frage gestellt werden.



Nur: es ist ein grober Mißbrauch dieses Rechts, es

fallweise anwenden zu wollen. Hat man sich einmal

dazu entschieden, darf man nicht von Fall zu Fall

unter Anwendung privater Kriterien revozieren. Der

Gesetzgeber hat die Bedingungen festgelegt, unter

denen eine Abruptio legal durchgeführt werden

kann, und es kann nur Sache von Gerichten sein, im

Einzelfall das Vorliegen dieser Bedingungen zu

prüfen. Der Rechtsordnung und dem ärztlichen

Ansehen ist ein schlechter Dienst erwiesen, wenn

einzelne Ärzte, Krankenhäuser oder Gebietskörper-

schaften faktisch ein Sonderrecht schaffen.

Eine Familienplanungsorganisation, die sich ihrer

Aufgaben bewußt ist, muß sich gegen eine solche

Verletzung ihrer Prinzipien wenden. Die Pro Familia

— Deutsche Gesellschaft für Sexualberatung und

Familienplanung — hat um so mehr Anlaß dazu, als sie

zum überwiegenden Teil die Last der vorgeschriebe-

nen Beratungen und auch eines erheblichen Teils der

Indikationenstellung zu tragen hat. Der Versuch, dem

Prinzip verantwortlicher Selbstbestimmung bei der

Entscheidung für oder gegen einen Schwanger-

schaftsabbruch in der Beratung Geltung zu

verschaffen, wird zunichte, wenn dieses Prinzip

nicht auch beim Abbruch selbst anerkannt wird.

Auf drei Wegen wird in der Pro Familia versucht, den

bestehenden Mißständen zu begegnen:

. Sie macht öffentlich auf die Mißstände und deren

Konsequenzen aufmerksam.

. Man diskutiert integrierte Modell-

Familienplanungszentren als Pro Familia-Einrichtun—

gen, um den Bedürfnissen hilfesuchender Frauen in

der Praxis gerecht zu werden. Bisher hat sich nur der

Landesverband Bremen dazu entschlossen, einen

solchen Versuch durchzuführen (vgl. G. Amendt in der
Oktober-Ausgabe der Sexualmedizin).

. Die wichtigste Antwort auf diese Herausforderung

ist die verstärkte Betonung präventiver Familienplan—

ungsarbeit. Die Notwendigkeit hierzu ist auf der

Mitgliederversammlung 1978 deutlich herausgestellt

worden (vgl. »Die Arbeit der Pro Familia: Ansätze zu

einem Programm ihrer weiteren Entwicklung« in Pro

Familia Informationen H. 2, 1978).

Zwar konnte in den letzten Jahren — wenn auch

regional recht unterschiedlich — die Kapazität der

Beratungsstellen erheblich erweitert werden. Aber

die Schwangerschaftskonfliktberatung beansprucht

einen großen Teil der Kapazität, an vielen Stellen auf

Kosten ausreichender präventiver Beratungstätigkeit.

Dieses Verhältnis muß geändert werden, einmal

durch stärkere Beteiligung anderer Institutionen an

der Schwangerschaftskonfliktberatung, zum anderen

durch weiteren Ausbau der Beratungskapazität.

Das meint nicht nur eine quantitative Erweiterung,

sondern auch eine qualitative, denn neue Formen der

Beratungsarbeit, die Gruppenarbeit, sexualpädagogi-

sche Programme im außerschulischen Bereich und

andere Angebote einschließen, sind erforderlich.

Es geht dabei insbesondere darum, diejenigen

Bevölkerungsgruppen zu erreichen, die nicht von

sich aus eine Beratungsstelle aufsuchen können.

Unter der Bezeichnung »Öffnung der Beratungsstel-

len« werden Versuche diskutiert und erprobt, die

sich zum Beispiel an junge Arbeiter, an ausländische

Frauen, an Soldaten, an Behinderte richten. Der

differenzierte Beratungsbedarf, der sich erst in enger

Zusammenarbeit mit den einzelnen Gruppen

erschließt, erfordert zum einen eine spezifische

Vorbereitung der Mitarbeiter, zum anderen speziell

entwickeltes Informationsmaterial.

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß

präventive Familienplanungsberatung, integriert in

ein Programm emanzipativer Sexualerziehung,

gerade in ihrer differenzierten Aufgabenstellung

wieder verstärkt Bedeutung erlangt. Unerwünschte

Schwangerschaften lassen sich nicht allein durch

bloße Informationen über kontrazeptive Methoden

vermeiden. Der Umgang mit Sexualität, mit der

eigenen und mit der anderer, in ihrem psychosozia-

len Zusammenhang, ist ohne Abstriche dem Prinzip

verantwortlicher Selbstbestimmung zu unterstellen,

wenn weitere Fortschritte in der Vermeidung

unerwünschter Graviditäten erzielt werden sollen.

Familienplanung hat nach wie vor ihren Platz in

einem gesundheits- und sozialpolitischen Programm,

das nicht durch tagespolitische Interessen und auch

nicht durch bevölkerungspolitische Mißverständnisse

gestört werden sollte. Pro Familia ist bereit, darin ihre

Rolle zu spielen, und sie hat ihre Vorstellungen dazu

vorgelegt. Sie arbeitet mit vielen Institutionen

zusammen und möchte insbesondere die Ärzte zu

verstärkter Mitarbeit auffordern. Denn zur

Vermeidung ungewollter Schwangerschaften

beizutragen, ist eine für alle positive Möglichkeit,

sich mit dem Schwangerschaftsabbruch auseinander-

zusetzen.

Jexuolmeclizin11/1978'

913



Nur: es ist ein grober Mißbrauch dieses Rechts, es

fallweise anwenden zu wollen. Hat man sich einmal

dazu entschieden, darf man nicht von Fall zu Fall

unter Anwendung privater Kriterien revozieren. Der

Gesetzgeber hat die Bedingungen festgelegt, unter

denen eine Abruptio legal durchgeführt werden

kann, und es kann nur Sache von Gerichten sein, im

Einzelfall das Vorliegen dieser Bedingungen zu

prüfen. Der Rechtsordnung und dem ärztlichen

Ansehen ist ein schlechter Dienst erwiesen, wenn

einzelne Ärzte, Krankenhäuser oder Gebietskörper-

schaften faktisch ein Sonderrecht schaffen.

Eine Familienplanungsorganisation, die sich ihrer

Aufgaben bewußt ist, muß sich gegen eine solche

Verletzung ihrer Prinzipien wenden. Die Pro Familia

— Deutsche Gesellschaft für Sexualberatung und

Familienplanung — hat um so mehr Anlaß dazu, als sie

zum überwiegenden Teil die Last der vorgeschriebe-

nen Beratungen und auch eines erheblichen Teils der

Indikationenstellung zu tragen hat. Der Versuch, dem

Prinzip verantwortlicher Selbstbestimmung bei der

Entscheidung für oder gegen einen Schwanger-

schaftsabbruch in der Beratung Geltung zu

verschaffen, wird zunichte, wenn dieses Prinzip

nicht auch beim Abbruch selbst anerkannt wird.

Auf drei Wegen wird in der Pro Familia versucht, den

bestehenden Mißständen zu begegnen:

. Sie macht öffentlich auf die Mißstände und deren

Konsequenzen aufmerksam.

. Man diskutiert integrierte Modell-

Familienplanungszentren als Pro Familia-Einrichtun—

gen, um den Bedürfnissen hilfesuchender Frauen in

der Praxis gerecht zu werden. Bisher hat sich nur der

Landesverband Bremen dazu entschlossen, einen

solchen Versuch durchzuführen (vgl. G. Amendt in der
Oktober-Ausgabe der Sexualmedizin).

. Die wichtigste Antwort auf diese Herausforderung

ist die verstärkte Betonung präventiver Familienplan—

ungsarbeit. Die Notwendigkeit hierzu ist auf der

Mitgliederversammlung 1978 deutlich herausgestellt

worden (vgl. »Die Arbeit der Pro Familia: Ansätze zu

einem Programm ihrer weiteren Entwicklung« in Pro

Familia Informationen H. 2, 1978).

Zwar konnte in den letzten Jahren — wenn auch

regional recht unterschiedlich — die Kapazität der

Beratungsstellen erheblich erweitert werden. Aber

die Schwangerschaftskonfliktberatung beansprucht

einen großen Teil der Kapazität, an vielen Stellen auf

Kosten ausreichender präventiver Beratungstätigkeit.

Dieses Verhältnis muß geändert werden, einmal

durch stärkere Beteiligung anderer Institutionen an

der Schwangerschaftskonfliktberatung, zum anderen

durch weiteren Ausbau der Beratungskapazität.

Das meint nicht nur eine quantitative Erweiterung,

sondern auch eine qualitative, denn neue Formen der

Beratungsarbeit, die Gruppenarbeit, sexualpädagogi-

sche Programme im außerschulischen Bereich und

andere Angebote einschließen, sind erforderlich.

Es geht dabei insbesondere darum, diejenigen

Bevölkerungsgruppen zu erreichen, die nicht von

sich aus eine Beratungsstelle aufsuchen können.

Unter der Bezeichnung »Öffnung der Beratungsstel-

len« werden Versuche diskutiert und erprobt, die

sich zum Beispiel an junge Arbeiter, an ausländische

Frauen, an Soldaten, an Behinderte richten. Der

differenzierte Beratungsbedarf, der sich erst in enger

Zusammenarbeit mit den einzelnen Gruppen

erschließt, erfordert zum einen eine spezifische

Vorbereitung der Mitarbeiter, zum anderen speziell

entwickeltes Informationsmaterial.

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß

präventive Familienplanungsberatung, integriert in

ein Programm emanzipativer Sexualerziehung,

gerade in ihrer differenzierten Aufgabenstellung

wieder verstärkt Bedeutung erlangt. Unerwünschte

Schwangerschaften lassen sich nicht allein durch

bloße Informationen über kontrazeptive Methoden

vermeiden. Der Umgang mit Sexualität, mit der

eigenen und mit der anderer, in ihrem psychosozia-

len Zusammenhang, ist ohne Abstriche dem Prinzip

verantwortlicher Selbstbestimmung zu unterstellen,

wenn weitere Fortschritte in der Vermeidung

unerwünschter Graviditäten erzielt werden sollen.

Familienplanung hat nach wie vor ihren Platz in

einem gesundheits- und sozialpolitischen Programm,

das nicht durch tagespolitische Interessen und auch

nicht durch bevölkerungspolitische Mißverständnisse

gestört werden sollte. Pro Familia ist bereit, darin ihre

Rolle zu spielen, und sie hat ihre Vorstellungen dazu

vorgelegt. Sie arbeitet mit vielen Institutionen

zusammen und möchte insbesondere die Ärzte zu

verstärkter Mitarbeit auffordern. Denn zur

Vermeidung ungewollter Schwangerschaften

beizutragen, ist eine für alle positive Möglichkeit,

sich mit dem Schwangerschaftsabbruch auseinander-

zusetzen.

Jexuolmeclizin11/1978'

913



Kolpitis

Fluor vuginulis

Kruurosis

Pruritus vulvue

‚Trockene

I



6 en e‚b6n'sabschnifl

ho Onell8'Eina , _

‘ 7 ’— hinaüs& _ ;.

- (attemäuchen‚

Deshalb sollten Sie Ihrer Patientin Patentex® oval empfehlen:

1.'Patentex® oval hat eine Zuverlässigkeit, die von keinem herkömmlichen, lokalen Kontrazeptivum

(Zäpfchen‚Tabletten‚ Sprays etc.) erreicht wird.

Denn nur Patentex® ovai hat das patentierte Wirkprinzip „Schmelzen und Schäumen‘i Der feine, Sper—

mizide Schaum bildet in der gesamten Vagina eine für die Spermien unüberwindliche

Barriere und verteiltden spermiziden Wirkstoffgleichmäßig. Ergebnis*z Patentex® oval

hat einen Pearl—lndex von 0,3—0,g. _

2. Patentex® oval ist optimal vertraghch.

Denn es wird nur bei Bedarf intravaginal appliziert und beeinflußt nicht den

Hormonhaushalt.

* Salomon‚W. und Haase,W.c „lntravaginale Kontrazeption mit dern Schaum—Ovulum“, Sexualmedizin Nr. 3/77.

Brehm‚ H. und Haase‚W.z „Die Alternative zur hormonaien Kontrazeption“, Med.Welt Nr. 36/75

OTSflTGX®OVOI

"?

Maßstab für ZuVerlössigkei’r in

der infr0voginolen Konfrozepflon.

. Patentex GmbH., 6000 Frankfurthain

. Patentex oval

.1Schaum-Ovulum enthält 0,0759 Nonoxynol-Q

. Intravag‘male Empfängnisverhütung

. Kontraindikationen sind nicht bekannt

. Patentex oval ist optimal verträglich.
!n einzeinen Fäflen kann es zu einem
vorübergehenden Wärmegefühl kommen.


